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I. Einleitung 

Wenn von der Ehre zu handeln ist, könnte 
man im deutschen Zusammenhang zuerst 
an Autoren wie Theodor Fontane denken, 
der das Thema vielfach variiert hat, bei-
spielsweise in seinem Roman Effi Briest 
(1895). Das blecherne „Auf Ehre!“ wilhel-
minischer Kasernen- und Casinorhetorik 
hat den Begriff der Ehre und die dahinter-
stehende Vorstellung freilich nicht voll-
ständig entwerten können. So rief in einer 
der schwersten Stunden der deutschen 

                                                      

                                                     

*  Überarbeitete, aktualisierte und mit Anmer-
kung versehene Fassung eines Vortrages, den 
Verf. am 26. Februar 2007 an der Päpstlichen 
Universität Antonianum gehalten hat. Eine ita-
lienische Fassung ist unter dem Titel „La libertà 
di opinione e la tutela della personalità secondo 
la Convezione europea dei diritti dell'uomo” in 
der Rivista Antonianum  IV/2007 erschienen. 

Parlamentarismusgeschichte, anläßlich der 
Abstimmung über das Ermächtigungsge-
setz am 23. März 1933 Otto Wels, der Vor-
sitzende der SPD-Fraktion im Reichstag:  

Freiheit und Leben kann man uns nehmen, die 
Ehre nicht. 

In einigen noch vor der Verabschiedung 
des Grundgesetzes formulierten Verfas-
sungen der Bundesländer wird die Ehre 
denn auch ausdrücklich geschützt: 

Leben und Gesundheit, Ehre und Würde des 
Menschen sind unantastbar. (Art. 3 Verfassung 
Hessen, 1946) 

Die Ehre des Menschen steht unter dem Schutz 
des Staates. (Art. 4 Satz 1 Verfassung Rhein-
land-Pfalz, 1947)  

Freiheit und Ehre sollen nachfolgend frei-
lich in einem ganz anderen gegenseitigen 
Spannungsverhältnis betrachtet werden, 
als in der von Otto Wels hellsichtig be-
schworenen Alternativenbildung. Es geht 
um die Frage nach einem ausgewogenen 
Verhältnis zwischen dem Recht der freien 
Meinungsäußerung einerseits und dem 
Schutz der persönlichen Ehre andererseits.1 
Nachfolgend wird diese Frage vor dem 
Hintergrund der (europäischen) Konventi-
on zum Schutz der Menschenrechte und 
Grundfreiheiten2 (verkürzt als Europäische 

 
1  Zur Rechtslage in Deutschland vgl. Rudolf Ma-

ckeprang, Ehrenschutz im Verfassungsstaat, Zu-
gleich ein Beitrag zu den Grenzen der Freiheiten 
des Art. 5 Abs. 12 GG, 1990; Ralf Stark, Ehren-
schutz in Deutschland, 1996. Für Österreich vgl. 
Claudia Mahler, Ist der Schutz der Ehre für alle 
gleich?, in: juridicum 2/02, S. 70-73. 

2  Europäische Konvention zum Schutze der Men-
schenrechte und Grundfreiheiten vom 4. No-
vember 1950, Neubekanntmachung der durch 
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Menschenrechtskonvention bezeichnet, 
EMRK) erörtert. 

Der Schutz der Meinungsfreiheit nimmt in 
der Rechtsprechung des Europäischen Ge-
richtshofs für Menschenrechte (Gerichts-
hof/EGMR) seit Anbeginn einen promi-
nenten Platz ein, auch wenn die veröffent-
lichte Statistik zahlenmäßig ihren Schwer-
punkt bei den Verfahrensgarantien des Art. 
6 EMRK hat. Prominente Fälle zur Mei-
nungsfreiheit sind beispielsweise Sunday 
Times, Handyside und Spycatcher, alle drei 
gegen das Vereinigte Königreich,3 oder der 
Fall Lingens ./. Österreich4. 

Besonders hohe Wellen geschlagen hat aus 
deutscher Sicht der im Jahre 2004 vom 
EGMR entschiedene Fall Caroline von 
Hannover ./. Deutschland.5 Hierin war es 
allerdings nicht spezifisch um den Schutz 
der Prinzessinnenehre gegangen, sondern 
um Schutz ihrer Privatsphäre insgesamt. In 
den Ausgangsverfahren hatte Caroline von 
Hannover verbieten lassen wollen, daß 
Bildaufnahmen von ihr veröffentlicht wer-
den. Dabei handelte es sich überwiegend 
um solche Photographien, auf denen sie 
positiv dargestellt worden war, die aber 
ausschließlich Einblicke in ihr alltägliches 
Privatleben vermittelten. Der Gerichtshof 
hat in dieser Entscheidung neue Wege des 
Persönlichkeitsschutzes beschritten, die 
breit diskutiert und vielfach kritisiert wor-
den sind (dazu unten V.4). Verschiedene 
europäische Rechtstraditionen  treffen in 
diesem Beispielsfall aufeinander, der die 
Konfliktlinien, Risiken und Chancen eines 
gemeineuropäischen, mehrstufigen Grund- 

                                                                               
                                                     

das Protokoll Nr. 11 konsolidierten Fassung in: 
BGBl. 2002 II S. 1054.  

3  EGMR, Handyside ./. Vereinigtes Königreich, 
Urteil vom 7. Dezember 1976, Serie A Bd. 24; 
Observer und Guardian ./. Vereinigtes König-
reich, Urteil vom 26. November 1991, Serie A 
Bd. 216; Sunday Times (Nr. 2) ./. Vereinigtes 
Königreich, Urteil vom 26. November 1991, Se-
rie A Bd. 217. 

4  EGMR, Lingens ./. Österreich, Urteil vom 8. Juli 
1986, Serie A Bd. 103. 

5  EGMR, von Hannover ./. Deutschland, Urteil 
vom 24. Juni 2004, Slg. 2004-VI. 

und Menschenrechtsschutzes anschaulich 
macht.6 

Aus juristischer Sicht ist die Frage des 
Schutzes der Ehre gegenüber Meinungsäu-
ßerungen auch deswegen interessant, weil 
der Staat hier menschenrechtlich in der 
Pflicht steht, die Interessen und Rechtsposi-
tionen zweier Privater – hier des sich Äu-
ßernden, dort des möglicherweise in seiner 
Ehre Verletzten – in Ausgleich zu bringen. 
Die dem Staat am Ende unter Umständen 
vorzuwerfende Menschenrechtsverletzung 
besteht dann darin, daß er die Freiheits-
ausübung des einen nicht hinreichend oder 
aber zu weitgehend beschränkt hat, als es 
erforderlich gewesen wäre, um der Frei-
heitssphäre des anderen Rechnung zu tra-
gen.7 

 

II. Grundsätzliches zur Europäischen 
Menschenrechtskonvention und ih-
rem Kontrollsystem 

Die EMRK, am 4. November 1950 in Rom 
unterzeichnet, hat zentrale Bedeutung für 
die Freiheitsgewährleistungen der Men-
schen im europäischen Rechtsraum. Sie 
war nicht nur der erste Vertrag, der einen 
völkerrechtlich verbindlichen Katalog von 
grundlegenden politischen und bürgerli-
chen Freiheitsrechten aufstellte, die EMRK 
bewehrte diese Rechte außerdem mit ei-
nem (anfänglich nur in Teilen) gerichtli-
chen Kontrollmechanismus. Die EMRK trat 
am 3. September 1953 nach den zehn erfor-
derlichen Ratifikationen in Kraft.8 Seit die-
ser Zeit gilt sie in Italien und in der Bun-

 
6  Hierzu ausführlich Lothar Michael, Pressefreiheit 

und Schutz der Privatsphäre im Spiegel natio-
nalen und spezifisch europäischen Verfassungs-
rechts, in: JöR N.F. 55, 2007, S. 357-375. 

7  Vgl. mit Blick auf die Lage unter dem Grundge-
setz Eckart Klein, Grundrechtliche Schutzpflicht 
des Staates, in: NJW 1989, S. 1633-1640; für die 
völkerrechtliche Diskussion ders. (Hrsg.), The 
Duty to Protect and to Ensure Human Rights, 
2000. 

8  Dazu: Friederike Brinkmeier, Die Entstehungsge-
schichte der Europäischen Menschenrechtskon-
vention, in: MenschenRechtsMagazin, Themen-
heft 50 Jahre EMRK, 2000, S. 21-35.  
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desrepublik Deutschland. Heute sind alle 
siebenundvierzig Mitgliedstaaten des Eu-
roparates Vertragsparteien der Konventi-
on. 

Die EMRK enthält – ergänzt durch mehrere 
Zusatzprotokolle – die meisten der klassi-
schen Grund- und Freiheitsrechte. Unter 
anderem ruft sie zur Achtung der privaten 
Sphäre auf (Art. 8) und gewährt ein Recht 
auf freie Meinungsäußerung (Art. 10). 

Der Europarat hat mit der EMRK nicht nur 
Grundfreiheiten und Menschenrechte 
normiert, sondern dazu auch ein Rechts-
schutzsystem geschaffen und kontinuier-
lich weiterentwickelt.9 Die Konvention 
sieht in den Staaten und – heute vor allem 
– im Individuum die natürlichen Wächter 
der Menschenrechte.10 Hier ist es nicht die 
Aufgabe, die Wandlungen des Straßburger 
Rechtsschutzsystems im einzelnen nachzu-
zeichnen.11 Es sei aber unterstrichen, daß 
sich das System inzwischen von seinen 
deutlich intergouvernemental geprägten 
Ursprüngen gelöst hat und zu einem ech-

                                                      

                                                     

9  Vgl.: Eckart Klein, 50 Jahre Europarat – Seine 
Leistungen beim Ausbau des Menschenrechts-
schutzes, in: AVR 2001, S. 121-141. 

10  Ausführlich Christian Tomuschat, Individueller 
Rechtsschutz: das Herzstück des „ordre public 
européen“ nach der EMRK, in: EuGRZ 2003, S. 
95-100. Zu den Unterschieden zwischen europä-
ischem und universellem Menschenrechts-
schutz siehe Eckart Klein/Friederike Brinkmeier, 
CCPR und EGMR – Der Menschenrechtsauss-
chuß der Vereinten Nationen und der Europäi-
sche Gerichtshof für Menschenrechte im Ver-
gleich, in: Vereinte Nationen 2001, S. 17-20. 

11  Aus der älteren Literatur vgl. Heinrich Golsong, 
Der Schutz der Grundrechte durch die Europäi-
sche Menschenrechtskonvention und seine 
Mängel, in: H. Mosler/R. Bernhardt/M. Hilf 
(Hrsg.), Grundrechtsschutz in Europa, 1977, S. 
7-20; Karl Josef Partsch, Die Rechte und Freihei-
ten der europäischen Menschenrechtskonventi-
on, 1966; Ernst Mahrenholz, Das Funktionieren 
der Organe der EMRK, in: E. Mahrenholz/M. 
Hilf/E. Klein, Entwicklung der Menschenrechte 
innerhalb der Staaten des Europarates, 1987, S. 
73-88, jeweils m.w.Nw. Vgl. außerdem Jochen 
Abraham Frowein/Wolfgang Peukert, Europäische 
MenschenRechtsKonvention, EMRK-Kommen-
tar, 2. Aufl. 1996, Art. 19-54. 

ten gerichtlichen, individualschützenden 
System geworden ist. 

Eine weitere Verbesserung dieses Systems 
brachte das 11. Protokoll vom 11. Mai 1994. 
Es regelt das Verfahren vor dem EGMR 
neu, indem es die vorhergehende Befas-
sung der Europäischen Kommission für 
Menschenrechte abschaffte und ein mehr-
stufiges System am Gerichtshof selbst ein-
führte.12 Der neugestaltete Gerichtshof 
nahm seine Tätigkeit am 1. Januar 1998 auf 
und löste die Kommission im Jahre 1999 
vollständig ab. Der Gerichtshof kann un-
mittelbar mit Staaten- und Individual-
beschwerden befaßt werden und in unter-
schiedlichen Formationen zu einer Ent-
scheidung gelangen: Es gibt Ausschüsse 
bestehend aus drei Richtern, Kammern zu 
jeweils sieben Richtern und eine Große 
Kammer zu siebzehn Richtern. Alle Richter 
am Gerichtshof sind hauptamtlich tätig; sie 
werden jeweils von einem Konventions-
staat entsandt, müssen allerdings nicht 
dessen Staatsangehörigkeit besitzen. Der 
Gerichtshof tagt seit der Reform permanent 
und kann aus diesem Grunde eine größere 
Anzahl von Beschwerden behandeln.13 

Trotz der Reform ist die Dauer der Verfah-
ren vor dem EGMR unverändert lang. 
Durch die gewachsene Zahl der Konventi-
onsstaaten und die gestiegene Bekanntheit 
der Konvention bei den Bürgern wird der 
Gerichtshof verstärkt in Anspruch ge-
nommen. Damit er seinen eigenen Anfor-
derungen an die Dauer von Verfahren bes-
ser gerecht wird, erscheinen Reformen seit 

 
12  Zu der Neuregelung durch Protokoll Nr. 11 

vom 11. Mai 1994, in Kraft seit dem 1. Novem-
ber 1998 (BGBl. 1995 II S. 578) siehe Volker 
Schlette, Das neue Rechtsschutzsystem der Eu-
ropäischen Menschenrechtskonvention. Zur Re-
form des Kontrollmechanismus durch das 11. 
Protokoll, in: ZaöRV 1996, S. 905-976; ders., Eu-
ropäischer Menschenrechtsschutz nach der Re-
form der EMRK, in: JZ 1999, S. 219-226; sowie 
die neueste Kommentierung der EMRK: Jens 
Meyer-Ladewig, EMRK-Handkommentar, 2. 
Aufl. 2006, Art. 34ff. 

13  Manfred Nowak, Einführung in das internationa-
le Menschenrechtssystem, 2002, S. 179 und die 
in Fn. 12 genannten Beiträge. 
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Jahren unerläßlich.14 Das dementsprechend 
im Jahre 2004 formulierte Protokoll Nr. 14 
scheiterte allerdings im Dezember 2006 an 
der Ablehnung durch die russische Staats-
duma; zu seinem Inkrafttreten muß es von 
allen Mitgliedstaaten des Europarates rati-
fiziert werden. 

Die Urteile des EGMR sind gemäß Art. 46 
Abs. 1 verbindlich; 15 die Vertragsstaaten 
sind verpflichtet, „das endgültige Urteil 
des Gerichtshofs zu befolgen“. Eine 
„Durchsetzungskompetenz“ des Gerichts-
hofs fehlt freilich ebenso wie eine eigene 
Vollzugsbehörde.16 Die Rechtskraft wirkt 
inter partes, so daß unmittelbar nur der be-
klagte Staat Konsequenzen aus dem Urteil 
ziehen muß. Es kommt in Einzelfällen da-
zu, daß auch andere Staaten mit einer der 
gerügten Rechtslage vergleichbaren Situa-
tion sich veranlaßt sehen, nach einem ge-
gen einen anderen Staat ergangenen Urteil 
bei sich Änderungen vorzunehmen.17 

                                                      

                                                     

14  Vgl. Klaus Stoltenberg, Neuere Vorschläge zur 
Reform des EGMR aus dem Kreis der Mitglied-
staaten, in: EuGRZ 2003, S. 139-141; ferner die 
anderen Beiträge dieser Nummer zur Entlas-
tung des EGMR. 

15  Grundlegend zu den Urteilswirkungen: Jörg 
Polakiewicz, Die Verpflichtungen der Staaten aus 
den Urteilen des Europäischen Gerichtshofes 
für Menschenrechte, 1993; Georg Ress, The Ef-
fects of Judgments and Decisions in Domestic 
Law, in: R.St.J. Macdonald u.a. (Hrsg.), The Eu-
ropean System for the Protection of Human 
Rights, 1993, S. 801-851; Ulrike Eppe, Die inner-
staatlichen Wirkungen der Entscheidungen des 
Europäischen Gerichtshofs für Menschenrechte, 
in: MenschenRechtsMagazin, Themenheft 50 
Jahre EMRK, 2000, S. 76-85. Siehe auch: Robert 
Uerpmann, Die Europäische Menschenrechts-
konvention und die deutsche Rechtsprechung, 
1993, und Olaf Kieschke, Die Praxis des Europäi-
schen Gerichtshofs für Menschenrechte und ih-
re Auswirkungen auf das deutsche Strafverfah-
rensrecht, 2003, S. 52-71. 

16  Vgl. grundsätzlich zur Durchsetzung der Ent-
scheidungen internationaler Gerichte: Hermann 
Mosler, Judgments of International Courts and 
Tribunals, in: EPIL, Bd. III, 1997, S. 31-38; Gilbert 
Guillaume, Enforcement of Decisions of the In-
ternational Court of Justice, in: Perspectives on 
International Law, FS für Manfred Lachs, 1995, 
S. 275-288. 

17  Dazu Eppe (Fn. 15), S. 85. 

Stellt der EGMR in einem Urteil einen Ver-
stoß gegen die EMRK fest, so ist entspre-
chend den allgemeinen Regeln18 dieser 
Völkerrechtsverstoß wiedergutzumachen. 
Das beinhaltet die Beendigung des völker-
rechtswidrigen Akts, Wiederholungen 
müssen – durch Gesetzesänderungen oder 
die Änderungen von Verwaltungsrichtli-
nien – ausgeschlossen werden;19 schließlich 
ist Wiedergutmachung in immaterieller 
(Entschuldigung, Rehabilitierung, oder, für 
die Medien besonders wichtig: Gegendar-
stellung) und materieller Form (Schadener-
satz in Geld) zu leisten. In Art. 41 (früher 
Art. 50)20 ist dem EGMR ausdrücklich die 
Kompetenz zugewiesen, im Falle von Kon-
ventionsverletzungen Schadenersatz zuzu-
sprechen. Ansonsten ist es eine innere Auf-
gabe des Staates, die Umsetzung der 
EGMR-Urteile zu regeln und sicherzustel-
len.21 Die Urteile stellen jedenfalls grund-
sätzlich keine innerstaatlich einsetzbaren 
Rechtstitel dar.  

Die Frage der Wiederaufnahme eines Ge-
richtsverfahrens ist differenziert zu beant-
worten: So existiert im Strafprozeßrecht 

 
18  Dazu: Eckart Klein, Individual Reparation 

Claims under the International Covenant on 
Civil and Political Rights: The Practice of the 
Human Rights Committee, in: A. Ran-
delzhofer/C. Tomuschat (Hrsg.), State Respon-
sibility and the Individual, Reparation in In-
stances of Grave Violations of Human Rights 
1999, S. 27-41.  

19  Beispiele für die Bundesrepublik Deutschland 
bei Claudia Mahler/Norman Weiß, Europäische 
Menschenrechtskonvention und nationales 
Recht: Deutschland - eine Spurensuche - Öster-
reich - ein Königsweg? (gemeinsam mit Claudia 
Mahler), in: dies./ders. (Hrsg.), Menschen-
rechtsschutz im Spiegel von Wissenschaft und 
Praxis, 2004, S. 147-213 (S. 176ff.). 

20  Ausf. Georg Dannemann, Schadensersatz bei 
Verletzung der Europäischen Menschenrechts-
konvention, 1994, sowie Montserrat Enrich Mas, 
Right to Compensation under Art. 50, in: R.St.J. 
Macdonald u.a. (Hrsg.), The European System 
for the Protection of Human Rights, 1993, S. 
775-790. 

21  Zu dieser Einschätzung kommt auch Dieter 
Kilian, Die Bindungswirkung der Entscheidun-
gen des Europäischen Gerichtshofs für Men-
schenrechte, 1994, S. 213ff. 
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bereits seit 1998 ein Wiederaufnahmegrund 
nach § 359 Nr. 6  StPO, im Zivilprozeßrecht 
(und durch Verweisung auch in den Fach-
gerichtsbarkeiten) wurde erst im Jahre 2006 
mit § 580 Nr. 8 ZPO die Möglichkeit der 
Restitutionsklage eingeführt. 

Die Durchführung der Urteile wird nach 
gemäß Art. 46 Abs. 2 vom Ministerkomitee 
des Europarates überwacht.22 Dabei 
kommt es normalerweise zu einem Interak-
tionsprozeß zwischen Vertragsstaat und 
Ministerkomitee, wobei letzteres als Ratge-
ber, Mahner und Kontrolleur auftritt. So-
bald der Staat zufriedenstellende Abhilfe-
maßnahmen mitgeteilt hat, gibt das Minis-
terkomitee diese bekannt und erklärt den 
Überwachungsprozeß in dem konkreten 
Fall für beendet. 

 

III. Schutz der Meinungsäußerungsfrei-
heit durch die EMRK23 

Bereits in den Jahren 1946 und 1947 hatte 
die Generalversammlung der Vereinten 
Nationen die Informationsfreiheit als “fun-
damental human right” und “touchstone of 
all the freedoms to which the United Nati-
ons is consecrated”24 bezeichnet, Propa-
ganda für schädlich erklärt25 und die Be-
deutung grenzüberschreitender Informati-
on für das gegenseitige Verständnis be-

                                                      

                                                     

22  Ausf. dazu: Fredrik G.E. Sundberg, Control of 
Execution of Decisions Under the ECHR – Some 
Remarks on the Committee of Ministers’ Con-
trol of the Proper Implementation of Decisions 
Finding Violations of the Convention, in: G. Al-
fredsson u.a. (Hrsg.), International Human 
Rights Monitoring Mechanisms, 2001, S. 561-
585. 

23  Vgl. die Darstellungen bei Eckart Klein, Einwir-
kungen des europäischen Menschenrechts-
schutzes auf Meinungsäußerungsfreiheit und 
Pressefreiheit, in: Archiv für Presserecht 1994, S. 
9-18; Rolv Ryssdal, Jurisprudence de la Cour Eu-
ropéenne des droits de l’homme sur  la liberté 
d’expression garanti par la Convention euro-
péenne des droits de l’homme, in: Bulletin des 
droits de l’homme 7 (1997), S. 1-20. 

24 GV-Res. 59 (I). 
25 GV-Res 110 (II). 

tont.26 Dementsprechend lautet Art. 19 der 
Allgemeinen Erklärung der Menschenrech-
te (1948): 

Jeder Mensch hat das Recht auf freie Mei-
nungsäußerung; dieses Recht umfaßt die Frei-
heit, Meinungen unangefochten anzuhängen 
und Informationen und Ideen mit allen Ver-
ständigungsmitteln ohne Rücksicht auf Gren-
zen zu suchen, zu empfangen und zu verbrei-
ten. 

Diesem Vorbild ist die EMRK erkennbar 
nachgezeichnet, ihr Art. 10 Abs. 1 lautet: 

Jede Person hat das Recht auf freie Meinungs-
äußerung (freedom of expression/liberté 
d’expression). Dieses Recht schließt die Mei-
nungsfreiheit und die Freiheit ein, Informatio-
nen und Ideen ohne behördliche Eingriffe und 
ohne Rücksicht auf Staatsgrenzen zu empfan-
gen und weiterzugeben. Dieser Artikel hindert 
die Staaten nicht, für Hörfunk-, Fernseh- oder 
Kinounternehmen eine Genehmigung vorzu-
schreiben. 

Dieses Menschenrecht setzt sich mithin aus 
vier Elementen zusammen:27 

• Meinungsfreiheit; 
• Meinungsäußerungsfreiheit; 
• Freiheit, Informationen und Ideen un-

eingeschränkt zu empfangen; 
• Freiheit, Informationen und Ideen un-

eingeschränkt weiterzugeben. 

Anders als die Allgemeine Erklärung der 
Menschenrechte ist die EMRK ein völker-
rechtlicher Vertrag. Sie ist daher stärker 
praxisorientiert und enthält in Art. 10 Abs. 
1 Satz 3, wie gesehen, einen Lizenzierungs-
vorbehalt für Hörfunk-, Fernseh- oder Ki-
nounternehmen. 

Schon Immanuel Kant nannte die „Freiheit 
der Feder […] das einzige Palladium der 
Volksrechte“,28 und heute ist nach allge-

 
26 GV-Res. 127 (II). 
27  Ausführliche Darstellung bei Panagiotis Tsakiri-

dis, Das Recht der Meinungsäußerungsfreiheit 
nach Artikel 10 der Europäischen Menschen-
rechtskonventiuon und die Frage seiner Dritt-
wirkung, 1988. 

28  Immanuel Kant, Über den Gemeinspruch: Das 
mag in der Theorie richtig sein, taugt aber 
nichts in der Praxis, in: W. Weischedel (Hrsg.), 
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meiner Auffassung eine freiheitliche, de-
mokratisch verfaßte Gesellschaft ohne um-
fassend gewährleistete Äußerungs- und 
Informationsfreiheit nicht denkbar.29 Allein 
die Möglichkeit der umfassenden und un-
behinderten Information versetzt den ein-
zelnen in die Lage, sich eine Meinung zu 
bilden. Die Informationsfreiheit ist aller-
dings nicht nur Voraussetzung für eine 
funktionierende freiheitliche Demokratie, 
sondern auch ein wichtiges Mittel zur Ent-
faltung der Persönlichkeit.30 Das Indivi-
duum muß sodann das Recht haben, seine 
solcherart gebildete Meinung äußern oder 
verschweigen zu können. 

So wichtig und richtig es ist, die Mei-
nungsäußerungsfreiheit einerseits im Zent-
rum des demokratischen Systems zu veror-
ten, so klar muß es andererseits sein, daß 
sie hierauf nicht beschränkt werden kann. 
Meinungsbildung, -äußerung und -streit 
finden in allen gesellschaftlichen Bereichen 
und aus den unterschiedlichsten Motiven 
statt. Der verbindliche englische und fran-
zösische Text bieten mit der Garantie der 
„Äußerungsfreiheit“ die Grundlage für ein 
weites Verständnis.31  

Die Äußerung kann jede Form annehmen 
und sich jeden denkbaren Mediums bedie-
nen, auch künstlerische Ausdrucksmittel 
unterfallen dem Schutz von Art. 10 EMRK. 
Dies gilt auch für Informationen wirtschaft-
licher Natur und Werbung.32 Demgegen-
über wird der Anspruch, seine Mutterspra-
che im Schulunterricht zu benutzen, nicht 
von Art. 10 EMRK garantiert.33 Auch wenn 

                                                                               

                                                                              

Kant, Werke in 10 Bänden, Darmstadt 1983, Bd. 
9, S. 127ff. (S. 161). 

29 So für die EMRK klar: Fall Handyside ./. Verei-
nigtes Königreich (Fn. 3), Nr. 49, ständige 
Rechtsprechung. 

30 Gilbert-Hanno Gornig, Äußerungsfreiheit und 
Informationsfreiheit als Menschenrechte, 1988, 
S. 117f. 

31  Ständige Rechtsprechung, siehe Fall Lingens ./. 
Österreich (Fn. 4), Nr. 41. 

32  EGMR, Barthold ./. Deutschland, Urteil vom 25. 
März 1985, Ser. A Bd. 90, Nr. 40ff. 

33  EKMR, Beschwerde Nr. 1474/62 von 23 Ein-
wohnern von Alsenberg und Beersch ./. Bel-

sie nicht ausdrücklich erwähnt wird, ist die 
Pressefreiheit Teil der Meinungsäuße-
rungsfreiheit;34 die Presse erfüllt eine wich-
tige öffentliche Aufgabe.35 

 

IV. Einschränkbarkeit der Meinungsäu-
ßerungsfreiheit allgemein 

Art. 10 Abs. 2 EMRK lautet: 

Die Ausübung dieser Freiheiten ist mit Pflich-
ten und Verantwortung verbunden; sie kann 
daher Formvorschriften, Bedingungen, Ein-
schränkungen oder Strafdrohungen unterwor-
fen werden, die gesetzlich vorgesehen und in 
einer demokratischen Gesellschaft notwendig 
sind für die nationale Sicherheit, die territoriale 
Unversehrtheit oder die öffentliche Sicherheit, 
zur Aufrechterhaltung der Ordnung oder zur 
Verhütung von Straftaten, zum Schutz der Ge-
sundheit oder der Moral, zum Schutz des guten 
Rufes oder der Rechte anderer, zur Verhinde-
rung der Verbreitung vertraulicher Informatio-
nen oder zur Wahrung der Autorität und der 
Unparteilichkeit der Rechtsprechung. 

Mit dem in der Konvention einzigartigen 
Hinweis auf die Pflichten und Verantwor-
tung eröffnet die EMRK den Konventions-
staaten die Möglichkeit, die Meinungsäu-
ßerungsfreiheit einzuschränken. Mit dem 
Katalog von „Formvorschriften, Bedingun-
gen, Einschränkungen oder Strafdrohun-
gen“ werden zwar alle Formen der Be-
schränkung ermöglicht; der Gerichtshof 
vertritt jedoch eine restriktive, strikt an der 
Verhältnismäßigkeit orientierte Interpreta-
tion der Freiheitsbeschränkungen.36 Ein-
zelne Verbote vor einer Veröffentlichung 
sind zwar grundsätzlich möglich, verlan-
gen nach Ansicht des Gerichtshofs aller-

 
gien, Entscheidung vom 26. Juli 1963, YB 6, S. 
332ff. (S. 342) (Belgischer Sprachenfall). 

34  EGMR, Sunday Times (Nr. 1) ./. Vereinigtes 
Königreich, Urteil vom 26. April 1979, Ser. A 
Bd. 30, Nr. 65f. 

35  EGMR, Thorgeir Thorgeirson ./. Island, Urteil 
vom 25. Juni 1992, Ser. A Bd. 239, Nr. 63. 

36  So in den Fällen Handyside ./. Vereinigtes 
Königreich (Fn. 3), Nr. 49; und Observer und 
Guardian ./. Vereinigtes Königreich (Fn. 3), Nr. 
66. 
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dings eine besonders sorgfältige Kontrol-
le.37 

Die nach Art. 10 Abs. 2 EMRK vorgenom-
menen Beschränkungen müssen „gesetz-
lich vorgesehen“ (1) und „in einer demo-
kratischen Gesellschaft notwendig“ (2) 
sein, um bestimmte legitime Ziele, darun-
ter den „Schutz des guten Rufes oder der 
Rechte anderer“ (3) zu erreichen. 

 

1. Eingriff auf gesetzlicher Grundlage 

Damit ist gemeint, daß das innerstaatliche 
Recht eine für den Bürger zugängliche und 
vorhersehbare Grundlage für mögliche 
Freiheitsbeschränkungen bietet. Die EMRK 
respektiert die innerstaatliche Qualifizie-
rung einer Norm als Gesetz; so kann bei-
spielsweise die Common-law-Rechtsord-
nung erfaßt werden.38  

Beispiele für solche gesetzlichen Ein-
schränkungen sind im deutschen Recht die 
Strafvorschriften zum Schutz der persönli-
chen Ehre (§§ 185ff. StGB) und über die 
Verbreitung rassistischer Inhalte (Volks-
verhetzung und Leugnung des Holocaust, 
§ 130 StGB) sowie der zivilrechtliche 
Schutz des allgemeinen Persönlichkeits-
rechts über § 823 BGB. In Betracht kommen 
aber auch Vorschriften über das Recht am 
eigenen Bild nach §§ 22ff. Kunsturheberge-
setz; diese wurden von Caroline von Han-
nover gegen die Veröffentlichung der sie 
zeigenden Photographien geltend gemacht. 

 

2.  Notwendigkeit in einer demokrati-
schen Gesellschaft 

Ein Eingriff ist notwendig, wenn er einem 
„dringenden sozialen Bedürfnis“ (“pres-
sing social need”) entspricht,39 um das be-

                                                      

                                                     

37  Unterstrichen im Fall Observer und Guardian 
./. Vereinigtes Königreich (Fn. 3), Nr. 59. 

38  Fall Sunday Times (Nr. 1) ./. Vereinigtes König-
reich (Fn. 34), Nr. 47. 

39  Erstmals im Fall Handyside ./. Vereinigtes 
Königreich (Fn. 3), Nr. 48; bekräftigt im Fall Ob-
server und Guardian ./. Vereinigtes Königreich 
(Fn. 3), Nr. 59c. 

rechtigte Ziel zu erreichen, und dabei die 
Verhältnismäßigkeit der Mittel gewahrt 
bleibt. Der Gerichtshof berücksichtigt bei 
dieser Prüfung die wichtigen Merkmale 
einer demokratischen Gesellschaft: Tole-
ranz, Pluralismus und offene Geisteshal-
tung.  

Dabei überläßt es der Gerichtshof den nati-
onalen Gerichten, wie eine gesetzliche Re-
gelung des innerstaatlichen Rechts auszu-
legen ist. Nach ständiger Rechtsprechung 
haben die Konventionsstaaten einen Beur-
teilungsspielraum, ob ein „dringendes so-
ziales Bedürfnis“ besteht. Er will sich nicht 
an die Stelle der zuständigen nationalen 
Behörden und Gerichte setzen, die mit den 
Lebensverhältnissen im Land besser ver-
traut sind. Der Gerichtshof überprüft ihre 
Entscheidung angesichts der Konvention 
im Lichte aller Umstände des Falles. Dabei 
entscheidet er, ob der Eingriff „verhältnis-
mäßig zu dem verfolgten berechtigten 
Ziel“ ist und ob die Behörden und Gerichte 
Gründe zur Rechtfertigung anführen, die 
„stichhaltig und ausreichend“ sind.40 

Im Rahmen von Art. 10 Abs. 2 EMRK be-
rücksichtigt der Gerichtshof alle Umstände 
des Einzelfalles, den Inhalt der Äußerung 
und auch den Zusammenhang, in dem sie 
gefallen ist. Er betont dabei die besondere 
Bedeutung der Meinungsäußerungsfreiheit 
und gerade auch der Freiheit der Medien 
(Pressefreiheit) für eine Demokratie. Dies 
kann zu höheren Anforderungen an die 
Rechtfertigungsgründe für Beschränkun-
gen führen. Dementsprechend läßt Art. 10 
Abs. 2 EMRK in der Auslegung durch den 
Gerichtshof nur wenig Raum für Ein-
schränkungen der Meinungsfreiheit auf 
dem Feld der politischen Auseinanderset-
zung oder der Diskussion über Fragen öf-
fentlichen Interesses. 

 

3.  Legitimes Ziel 

Die Einschränkung muß erfolgen, um 
(mindestens) eines der in Art. 10 Abs. 2 
EMRK aufgezählten legitimen Ziele zu 

 
40  Fall Lingens ./. Österreich (Fn. 4), Nr. 40. 
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erreichen. Dabei wird vor dem EGMR sel-
ten darüber gestritten, ob das von der be-
schränkenden Maßnahme verfolgte Ziel als 
solches legitim war. Im Zentrum der Erör-
terungen steht regelmäßig die Frage nach 
der Notwendigkeit. 

 

V. Einschränkbarkeit der Meinungsäu-
ßerungsfreiheit zum Schutz des guten 
Rufes oder der Rechte anderer 

1. Tatsachenmitteilung oder Werturteil 

Der EGMR operiert hinsichtlich der im 
Streit stehenden Äußerung mit der Unter-
scheidung von Tatsachenmitteilungen und 
Werturteilen, die im Einzelfall freilich 
schwierig zu treffen sein kann. Er räumt 
deshalb den Konventionsstaaten und ihren 
Organen bei der Beantwortung dieser Fra-
ge einen Beurteilungsspielraum ein. 

Allerdings kann für Werturteile kein 
Wahrheitsbeweis verlangt werden. Deswe-
gen stellte die Verurteilung eines Journalis-
ten, der das Verhalten eines österreichi-
schen Bundeskanzlers als „unmoralisch, 
würdelos und übelsten Opportunismus“ 
bezeichnet hatte, keinen Wahrheitsbeweis 
hierfür erbringen konnte und deswegen 
verurteilt wurde, durch die österreichi-
schen Strafgerichte einen unverhältnismä-
ßigen Eingriff in die Meinungsäußerungs-
freiheit dar.41 Für ehrenrührige Tatsachen-
behauptungen ist es hingegen möglich, daß 
der Staat einen Wahrheitsbeweis fordert 
und – sofern dieser nicht erbracht werden 
kann – die Äußerung verbietet oder be-
straft.42 

 

2. Personen des öffentlichen Lebens 

Hinzu kommt, daß Politiker allgemein und 
Regierungsmitglieder insbesondere sich 

                                                      

                                                     

41  Fall Lingens ./. Österreich (Fn. 4), Nr. 46. 
42  EGMR, Prager und Oberschlick ./. Österreich, 

Urteil vom 26. April 1995, Serie A Bd. 313, Nr. 
36ff.; Steel und Morris ./. Vereinigtes König-
reich, Urteil vom 15. Februar 2005, Slg. 2005-II, 
Nr. 94; vgl. auch Mahler (Fn. 1). 

mehr an zulässiger Kritik gefallen lassen 
müssen als normale Privatpersonen. 

Der Politiker setzt sich unvermeidbar und wis-
sentlich der genauen Prüfung jedes seiner Wor-
te und jeder seiner Handlungen sowohl durch 
Journalisten, als auch durch die allgemeine 
Öffentlichkeit aus und muß eine größere Tole-
ranz zeigen, besonders wenn er selbst öffentli-
che Erklärungen abgibt, die auf Kritik stoßen 
können. Er hat selbstverständlich das Recht auf 
Schutz seines guten Rufes, auch wenn er nicht 
als Privatmann handelt. Aber die Notwendig-
keit eines solchen Schutzes muß abgewogen 
werden mit den Interessen einer offenen Dis-
kussion politischer Fragen.43 

Bei Regierungsmitgliedern hat der Ge-
richtshof hinzugefügt, daß ihre Handlun-
gen und Unterlassungen nicht nur Gegens-
tand sorgfältiger Prüfung durch die Legis-
lative und durch unabhängige Gerichte 
sein müssen, sondern auch im Fokus der 
öffentlichen Meinung stehen.44 

Zwar ist bei Beamten und anderen Amts-
trägern die Kritik gegenüber ihrer Amts-
führung in weiterem Ausmaß möglich als 
gegenüber Privatpersonen. Aber anders als 
Politiker setzen sie sich in der Regel nicht 
wissentlich der öffentlichen Prüfung und 
Kritik aus.45 Um ihre Aufgaben erfüllen zu 
können, müssen sie überdies das Vertrauen 
der Öffentlichkeit ohne unangemessene 
Störungen genießen können. Daher kann es 
notwendig sein, sie vor beleidigenden An-
griffen zu schützen.46 Dies setzt aber eine 
besondere Schutzwürdigkeit voraus, die 
nicht bei allen öffentlich Bediensteten an-
zunehmen ist; der EGMR kann sich den 
besonderen Schutz beispielsweise von Po-

 
43  Fall Prager und Oberschlick ./. Österreich 

(Fn. 42), Nr. 29.  
44  Bereits im Fall Lingens ./. Österreich (Fn. 4), Nr. 

42; bestätigt durch EGMR, Castells ./. Spanien, 
Urteil vom 23. April 1992, Serie A Bd. 236, Nr. 
46ff.; EGMR, Große Kammer, Başkaya und 
Okçuoğlu ./. Türkei, Urteil vom 8. Juli 1999, Slg. 
1999-IV, Nr. 62. 

45  EGMR, Große Kammer, Pedersen & Baadsgaard 
./. Dänemark, Urteil vom 17. Dezember 2004, 
Slg. 2004-XI, Nr. 80. 

46  EGMR, Große Kammer, Janowski ./.Polen, 
Urteil vom 21. Januar 1999, Slg. 1999-I, Nr. 33ff. 
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lizisten, Gerichtsvollziehern und Staatsan-
wälten vorstellen.47 

Große Wirtschaftsunternehmen und ihre 
Manager müssen sich weitergehende Kritik 
gefallen lassen als schlichte Privatperso-
nen.48 Aber auch Privatpersonen und -
organisationen, die sich an öffentlichen 
Diskussionen beteiligen, müssen entspre-
chend kritische Äußerungen akzeptieren.49 

Vor diesem Hintergrund – Wie exponiert 
steht eine Person in der öffentlichen Dis-
kussion? – nimmt der Gerichtshof eine In-
teressenabwägung vor und berücksichtigt 
dabei alle Umstände. Hierzu zählen vor 
allem die gewählten Worte und der Zu-
sammenhang, in dem sie gefallen oder ver-
öffentlicht worden sind. Beim gesproche-
nen Wort wird ein (erregtes) Wortgefecht 
anders beurteilt als eine (vorbereitete) 
Presseerklärung. 

Aufgrund ihrer beherrschenden Stellung in 
der öffentlichen Diskussion muß die Regie-
rung mit strafrechtlichen Sanktionen auf 
kritische Äußerungen gegenüber ihrer Ar-
beit Zurückhaltung walten lassen und soll 
den Eigenschutz eher in der Diskussion 
suchen. Der Staat hat aber das Recht, auch 
strafrechtliche Vorschriften zum Schutze 
anderer und ihres guten Rufes zu erlassen. 
Die hierauf gestützten Reaktionen müssen 
freilich angemessen und ohne Übermaß 
sein.50 Sie haben die Bedeutung der Presse-
freiheit zu berücksichtigen und dürfen die 
Presse nicht entmutigen; dies gilt allgemein 
mit Blick auf die Aufklärungsfunktion der 
Presse.51 So kann eine Freiheitsstrafe bei 

                                                      

                                                     

47  Fall Petersen & Baadsgaard ./. Dänemark 
(Fn. 45), Nr. 80. 

48  Fall Steel und Morris ./. Vereinigtes Königreich 
(Fn. 42), Nr. 94. 

49  EGMR, Jerusalem ./. Österreich, Urteil vom 27. 
Februar 2001, Slg. 2001-II, S. 61ff., Nr. 39. 

50  Fall Castells ./. Spanien (Fn. 44), Nr. 46; EGMR, 
Incal ./. Türkei, Urteil vom 9. Juni 1998, Slg. 
1998-IV, S. 1567ff., Nr. 54. 

51  EGMR, Bergens Tidende u.a. ./. Norwegen, 
Urteil vom 2. Mai 2000, 2000-IV, Nr. 49f., 52 (Be-
richt über Behandlungsfehler eines Schönheits-
chirurgen). 

Presseberichterstattungen nur in Ausnah-
mefällen gerechtfertigt sein, wenn etwa in 
Artikeln zum Rassenhaß oder zu Gewaltta-
ten aufgestachelt wurde.52 Ein Berufsver-
bot für Journalisten ist ebenfalls nur unter 
besonderen Umständen zu rechtfertigen.53 
Beleidigungsvorschriften dürfen nicht an-
gewendet werden, um Kritik an der Amts-
führung zu unterdrücken.54 

Besteht der Eingriff in einer Verurteilung 
zum Schadenersatz, so prüft der EGMR die 
Verhältnismäßigkeit der Summe und au-
ßerdem, ob angemessene und wirksame 
Rechtsbehelfe gegen einen unverhältnis-
mäßig hohen Schadenersatz bestehen.55  

 

3. Schutzgut öffentliche Moral und religi-
öse Gefühle 

Verteidigt der Staat mit der Beschränkung 
der Meinungsäußerungsfreiheit die öffent-
liche Moral oder religiöse Gefühle, so 
räumt ihm der Gerichtshof hierbei einen 
weiten Beurteilungsspielraum ein. Dies 
wird mit den großen Unterschieden zwi-
schen den Mitgliedstaaten begründet und 
damit, daß sich die Verhältnisse rasch än-
dern können.56 Wegen der Unbestimmtheit 
der Begriffe und der Gefahr willkürlicher 
oder übermäßiger Eingriffe in die Mei-
nungsäußerungsfreiheit führt der EGMR 

 
52  Die sachliche Wiedergabe rassistischer Äuße-

rungen in einem Bericht über die Aktivitäten 
extremistischer Gruppen rechtfertigt keine 
strafrechtliche Sanktion, vgl. EGMR, Jersild ./. 
Dänemark, Urteil vom 23. September 1994, Serie 
A Bd. 298, Nr. 31, 35. 

53  EGMR, Große Kammer, Cumpănă und Mazăre 
./. Rumänien, Urteil vom 17. Dezember 2004, 
Slg. 2004-XI, S. 63ff., Nr. 115. 

54  Fall Lingens ./. Österreich (Fn. 4), Nr. 42. 
55  EGMR, Independent News and Media ./. Ir-

land, Urteil vom 16. Juni 2005, Slg. 2005-V, Nr. 
113, 115. 

56  Fall Handyside ./. Vereinigtes Königreich 
(Fn. 3), Nr. 48ff. EGMR, Otto-Preminger-Institut 
./. Österreich, Urteil vom 20. September 1994, 
Ser. A Bd. 295-A, Nr. 46ff. 
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gleichwohl eine Kontrolle am Maßstab der 
Konvention durch.57 

 

4. Beispiele für Fälle gegen Deutschland 
aus den letzten Jahren 

Ein im Jahre 2002 gegen Deutschland ent-
schiedener Fall aus dem Bereich der Mei-
nungsäußerungsfreiheit betraf einen 
Rechtsanwalt, der einen Ausländer in ei-
nem Strafverfahren vertreten hatte.58 Ein in 
diesem Zusammenhang gefertigter Schrift-
satz des Beschwerdeführers bezeichnete 
die Qualität der Mannheimer Richter, 
Staatsanwälte und Rechtsanwälte pauschal 
als schlecht. Im daraufhin gegen ihn einge-
leiteten anwaltsgerichtlichen Verfahren 
zweifelte er erneut die juristische Qualität 
der Mannheimer Juristen an und griff ein-
zelne Mannheimer Richter und Rechtsan-
wälte wegen ihrer NS-Vergangenheit an. 
Das zuständige Anwaltsgericht verhängte 
gegen ihn wegen anwaltlicher Pflichtver-
letzungen die Sanktion der Warnung (§ 113 
Abs. 1, § 114 Abs. 1 BRAO). Der nach Aus-
schöpfung des innerstaatlichen Rechtswegs 
angerufene EGMR schloß sich der Auffas-
sung der Gerichte an, die in der Äußerung 
des Beschwerdeführers eine sanktionsbe-
dürftige Ehrverletzung gesehen hatten. Die 
schließlich (nur) ausgesprochene Verwar-
nung, so der Gerichtshof, sei nach sorgfäl-
tiger Abwägung der widerstreitenden Inte-
ressen verhängt worden und stelle als er-
kennbar mildes Mittel keine Verletzung 
der Meinungsäußerungsfreiheit des Be-
schwerdeführers aus Art. 10 dar.  

Caroline von Hannover, älteste Tochter des 
verstorbenen Fürsten Rainier von Monaco 
und seit vielen Jahren erklärter Liebling 
der Regenbogenpresse in Deutschland, 
wehrte sich vor deutschen Gerichten in 
mehreren Prozessen gegen die Veröffentli-
chung von Bildern, die sie über eine Reihe 
von Jahren im Privatleben zeigten (beim 
                                                                                                           

57  Fall Otto-Preminger-Institut ./. Österreich 
(Fn. 56), Nr. 49f. 

58  EGMR, Norbert Wingerter ./. Deutschland, 
Entscheidung vom 21. März 2002, in: EuGRZ 
2002, S. 329-332. 

Radfahren, beim Einkaufen, mit einem 
Schauspieler im Restaurant, mit ihrem E-
hemann beim Abstellen von Fahrrädern, 
und so weiter). Die deutschen Gerichte 
ließen die Veröffentlichung einer Reihe von 
Photos zu und begründeten dies im Ergeb-
nis damit, daß das Privatleben der Prinzes-
sin Gegenstand von allgemeinem Interesse 
sei und sie deshalb, sobald sie sich in einem 
offenen, jedermann zugänglichen Umfeld 
bewege, photographiert werden dürfe.59 
Umgekehrt sei es von der Pressefreiheit 
umfaßt, über Personen des Gesellschaftsle-
bens gerade auch hinsichtlich ihres Privat-
lebens zu informieren. 

Vor dem EGMR beschwerte sich die Prin-
zessin, die Bundesrepublik Deutschland 
tue nicht genug für den Schutz ihres Pri-
vatlebens; sie sei daher in ihrem Recht aus 
Art. 8 EMRK verletzt. 

Der EGMR ging – anders als die deutschen 
Gerichte – davon aus, daß es sich bei der 
Prinzessin zwar um eine bekannte Persön-
lichkeit, aber letztlich doch um eine „Pri-
vatperson“ handele und daß deshalb ihr 
alltägliches Verhalten in der Öffentlichkeit 
keinen Beitrag zu einer Debatte von allge-
meinem gesellschaftlichen Interesse dar-
stelle.60 Der Schutz nach Art. 8 EMRK um-
fasse eine Zone, die auch in einem öffentli-
chen Zusammenhang dem Privatleben zu-
zurechnen sei. Der Gerichtshof betont die 
hier bestehende Schutzpflicht des Staates, 
die mit der Pressefreiheit in Ausgleich zu 
bringen sei.61 

Entscheidend dabei sei, daß grundsätzlich 
zwar auch die Veröffentlichung von Photos 
dem Schutz von Art. 10 EMRK unterfalle, 
es sich aber um einen Bereich handele, in 
dem der Schutz des guten Rufs und der 
Rechte anderer eine besondere Bedeutung 
einnehme. Die Verbreitung von Bildern, 
die sehr persönliche und sogar intime In-
formationen über einen Menschen enthal-

 
59  BVerfGE 101, 361 (380ff.). 
60  Fall von Hannover ./. Deutschland (Fn. 5), Nr. 

63f. 
61  Fall von Hannover ./. Deutschland (Fn. 5), Nr. 

58f., 79. 
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ten, sei anders zu bewerten als die Verbrei-
tung von Ideen oder Meinungen.62 Vor 
diesem Hintergrund erfolgt die Abwägung 
zwischen dem Anspruch auf Schutz der 
Privatsphäre (Art. 8 EMRK) und dem Ver-
öffentlichungsinteresse der Presse (Art. 10 
EMRK). Der EGMR stellt dabei „auf den 
Beitrag ab […], den Photos oder Artikel in 
der Presse zu einer Debatte von allgemei-
nem Interesse leisten“ und macht damit im 
Schutzbereich eine bislang vermiedene 
Unterscheidung nach dem Inhalt der Mei-
nungsäußerung: 

Der EGMR differenziert zwischen einer 
Berichterstattung über Inhalte, die geeignet 
sind, zu einer Debatte in einer demokrati-
schen Gesellschaft beizutragen, einerseits 
und einer Berichterstattung über Details 
aus dem Privatleben von Personen, bei der 
es an einer solchen Eignung fehlt, anderer-
seits.63 Die erste Konstellation betreffe die 
Presse in ihrer Wächterrolle, die zweite 
Konstellation – außerhalb von politischen 
oder öffentlichen Debatten – beziehe sich 
auf den Schutz des Privatlebens. Im Ergeb-
nis stellte der Gerichtshof fest, daß 
Deutschland Art. 8 EMRK verletzt hat, weil 
die deutschen Gerichte dem Schutz der 
Privatsphäre Caroline von Hannovers nicht 
hinreichend Rechnung getragen hatten.64 

Die genaue Auswirkung dieser Entschei-
dung auf die Praxis der deutschen Gerichte 

                                                      

                                                     

62  Fall von Hannover ./. Deutschland (Fn. 5), Nr. 
59. 

63  Fall von Hannover ./. Deutschland (Fn. 5), Nr. 
76ff. Kritisch zum Vorgehen des EGMR Martin 
Scheyli, Konstitutioneller Anspruch des EGMR 
und Umgang mit nationalen Argumenten, in: 
EuGRZ 2004, S. 628-634. 

64  Die Entscheidung des EGMR hat in Deutsch-
land ein großes Echo gefunden, vgl. nur:  And-
reas Heldrich, Persönlichkeitsschutz und Presse-
freiheit nach der Europäischen Menschen-
rechtskonvention, in: NJW 2004, S. 2634-2636; 
Christoph Grabenwarter, Schutz der Privatsphäre 
versus Pressefreiheit: Europäische Korrektur ei-
nes deutschen Sonderweges?, in: AfP 2004, S. 
309-316; Frank Seiler, Persönlichkeitsschutz und 
Meinungsfreiheit in der neueren Rechtspre-
chung des EGMR, des BVerfG und des BGH, in: 
Wettbewerb in Recht und Praxis 2005, S. 545-
552. 

ist noch offen.65 Das BVerfG hat nach dem 
Straßburger Urteil erklärt, Entscheidungen 
des EGMR seien im Rahmen methodisch 
vertretbarer Gesetzesauslegung zu berück-
sichtigen. Es erklärte, die deutschen Ge-
richte hätten das Caroline-Urteil nicht 
schematisch zu vollstrecken, sondern in 
den hier betroffenen - durch eine differen-
zierte Kasuistik geformten - Bereich des 
Rechts zum Schutz der Persönlichkeit „ein-
zupassen“.66  Hinsichtlich der Beurteilung 
von rein unterhaltenden Beiträgen und von 
Fotoveröffentlichungen, die Personen des 
öffentlichen Lebens in alltäglichem oder 
privatem Zusammenhang zeigen, wird 
dies natürlich nicht einfach werden, da die 
bisherige Rechtsprechung des BVerfG in-
soweit dem Caroline-Urteil des EGMR ent-
gegensteht.  

Der BGH hat allerdings die Verwendung 
eines bei einem Sportwettbewerb gemach-
ten Bildnisses für einen Pressebeitrag in 
einem gänzlich anderen Zusammenhang 
für unzulässig erklärt. Unter Berufung auf 
die Entscheidung des EGMR führte der 
BGH aus,  

das Interesse der Öffentlichkeit und der Presse 
an der Bildberichterstattung ist in den Fällen 
weniger schutzwürdig, in denen es wie hier 
ausschließlich auf die Zugehörigkeit zu einer 
Herrscherfamilie gestützt ist, während die ab-
gebildete Person selbst keine offiziellen Funkti-
onen ausübt, mag sie auch in die ‚internationale 
Gesellschaft (Jetset)’ eingeführt sein.67 

 

VI. Schluß 

Der Schutz der Meinungsäußerungsfreiheit 
hat unter der EMRK einen hohen Stellen-
wert; dies gilt vor allem, aber nicht nur für 
politische Diskussionen und die Presse 

 
65  So auch Tobias Lettl, Allgemeines Persönlich-

keitsrecht und Medienberichterstattung, in: 
Wettbewerb in Recht und Praxis 2005, 1045-1086 
(S. 1048, 1053, 1055). 

66  So BVerfG, Beschluß vom 14. Oktober 2004 - 2 
BvR 1481/04, in: NJW 2004, S. 3407ff. (S. 3411). 

67  BGH, Urteil vom 28. September 2004, VI ZR 
305/03, in: Versicherungsrecht-Rechtsprechung 
2005, S. 83ff., II 2a 
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oder Massenmedien. Die öffentliche Äuße-
rung kann auf der anderen Seite tief in die 
Rechte anderer Menschen eingreifen, ins-
besondere die von Art. 8 EMRK geschützte 
Privatsphäre und der gute Ruf werden 
oftmals durch die Ausübung der Äuße-
rungsfreiheit berührt. Den Staat trifft hier 
eine Schutzpflicht zugunsten dieser dritten 
Personen. Dieser Schutzpflicht kommt er 
durch Gesetze, die die Meinungsäuße-
rungsfreiheit beschränken und beispiels-
weise dem Schutz der persönlichen Ehre 
dienen, nach. Art. 10 Abs. 2 EMRK erlaubt 

solche Beschränkungen ausdrücklich, al-
lerdings ist diese Vorschrift so zu verste-
hen, daß die Freiheitsausübung die Regel 
und die Freiheitsbeschränkung die Aus-
nahme darstellt. Da die Menschenrechte 
insgesamt dazu dienen, die menschliche 
Freiheit zu sichern, müssen sie untereinan-
der in einen vernünftigen Ausgleich ge-
bracht werden. Vor diese Herausforderung 
ist der EGMR gerade im heiklen Feld der 
Meinungsäußerungsfreiheit immer wieder 
gestellt.
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